Wien, Donnerstag, den 20. April 1899. 


XXXII. Jahrgang. Nr. 16. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchriſt an Verwaltung. 


Herausgegeben von Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Moritz Perles, Verlagsbuchhandlung in Wien, I. Seilergaſſe 4 (Graben). 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 5 fl., halbjährig 2 fl. 50 kr., 
vierteljährig 1 fl. 25 kr. Für das Ausland jährlich 10 Mark. 

Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben und 
beträgt das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 10 fl. — 20 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung 
erbitten, erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. zn 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorhergehender Vereinbarung. — Reclamationen, wenn un verſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der 


jeweiligen Nummer Berückſichtigung finden. 


3uhalt: 


Ueber die Frage der Berufsbildung für den politiſchen Ber: 
waltungsdienſt in Oeſterreich. Von Dr. v. Engelshofen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur, Beurtheilung der Frage des Verluſtes der Unbeſcholtenheit in Rückſicht auf 
die Ausweiſung eines Auswärtigen aus dem en — Bei einer 
Verurtheilung wegen des Vergehens der Crida nach $ 486 St. G. kann nur 
nach der Natur des einzelnen Falles beurtheilt werden, ob der Verurtheilte 
die Unbeſcholtenheit des Lebenswandels verloren habe. 


Auf Apotheken kann die Execution durch Zwangsverwaltung oder durch Ver⸗ 
pachtung ohne Rückſicht auf den Alleinbetrieb oder auf die Zahl der Hilfs⸗ 
arbeiter geführt werden (§§ 251, 3. 9 und 341 E. Sy . 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Meber die Frage der Berufsbildung für den politiſchen 


Verwaltungsdienſt in Oeſterreich. 
Von Dr. v. Engelshofen. 


Geraume Zeit, mehr als ein Jahrzehnt, iſt verfloff i 
in Oeſterreich das Thema der Berufsbildung en len de 
waltungsdienſt zum letzten Male Gegenſtand öffentlicher Discuffion 
geweſen iſt. Es wurde damals in mehreren an dieſer Stelle erſchienenen 
Aufſätzen, unter dem Titel „Qualification für den höheren politiſchen 
Verwaltungsdienſt“ beſprochen und hat ſchließlich in einem wohl⸗ 
begründeten Reformgutachten Freiherrn von Lemayer's eine eingehende 
Würdigung gefunden. 

Die in allen dieſen Abhandlungen zum Ausdrucke gelangten 
Reformgedanken wurzeln durchwegs in der Ueberzeugung von der Un⸗ 
zulänglichkeit der Berufsbildung für den politiſchen Verwaltungsdienſt 
und wie ſehr ſie auch im Detail von einander abweichen mögen, fo 
treſſen fie doch alle in der Forderung zuſammen, daß die Bedingungen 
der Qualification für dieſen Dienſt in einer den Aufgaben unſeres 
een Zeitalters entſprechenden Weiſe höher geſtellt werden 

üſſen. 

Durch die Reform der juridiſchen Studien vom Jahre 18931 
wurde zwar dem durch die Entwicklung der Staatswiſſenſchaften be⸗ 
dingten Bedürfniſſe erhöhter ſtaatswiſſenſchaftlicher Ausbildung unſerer 
Ane Rechnung getragen, indem den ſtaatswiſſenſchaftlichen Dis— 
Aplinen ip Rahmen des juridiſchen Facultätsſtudiums ein größerer 
Spielraum, geboten wurde und auch der Prüfungszwang hinſichtlich 
dieſer Disciplinen eine Ausdehnung erfuhr. Allein abgeſehen von dieſer 
Reform, welche die ſchwerwiegendſten Mängel und Uebelſtände un- 
berührt läßt, iſt trotz der von Jahr zu Jahr ſich mehrenden und durch 


Geſetz vom 20. April 1893, N t. G.⸗ d Verordnung v 
24. December 1893, Nr. 204 f. G. St. 6 Bl. un . 


die neuere Geſetzgebung immer ſchwieriger geſtaltenden Agenden der 
politiſchen Behörden, der hier beſprochenen Frage noch immer nicht 
näher getreten worden. Die Einrichtungen, welche man in dieſer 
Richtung noch unter dem abſolutiſtiſchen Regime geſchaffen hatte, bilden 
auch noch heute, nach 30 Jahren conſtitutionellen Lebens und Wirkens, 
den Maßſtab für die Bewerthung unſerer Verwaltungsdienſt-Candidaten. 
Die Prüfungsverordnung vom Jahre 1854 beſteht noch immer zu 
Recht, wird noch immer — wenngleich lahm — gehandhabt und ein 
halbes Jahrhundert rieſenhaften geiſtigen und culturellen Fortſchrittes 
hat es nicht vermocht, mit ihren ruinengleich in unſere ſo ganz ver— 
änderten Zeitverhältniſſe hineinragenden Beſtimmungen aufzuräumen. 

Trotz dieſes im Großen und Ganzen unveränderten Standes der 
Dinge iſt in Oeſterreich ſeit dem Jahre 1887 kein bemerkenswerther 
Ruf nach Reformen in die Oeffentlichkeit gedrungen. Es fällt ſchwer, 
in dieſer Erſcheinung etwas zu erblicken, was geeignet wäre, zu 
optimiſtiſchen Betrachtungen über ihre Urſache zu ſtimmen. Denn über⸗ 
all, wo friſch pulſirendes Leben, da iſt auch Entwicklung und das 
Streben nach ſolcher vorhanden. Das Beſtreben, nicht nur nach Er— 
haltung, ſondern auch nach Entfaltung und Vervollkommnung der 
Kräfte iſt das Zeichen eines geſunden, lebensvollen Organismus. Wohl 
kaum hat eine Inſtitution ſo gegründete Urſache, mit ihren inneren 
Einrichtungen, ihrem Geiſte und ihren Erfolgen zufrieden zu ſein, wie 
die Armee, und doch finden wir nirgends eine ſo ſtrenge Selbſtkritik, 
eine ſo ängſtliche Fürſorge, ſich auf der Höhe der Zeit zu erhalten, 
als gerade bei jener Inſtitution. Kein Land hat für die Berufsbildung 
ſeiner Verwaltungsbeamten fo Vortreffliches geſchaffen, wie Preußen, 
und doch haben ſich die hinſichtlich derſelben zu Tage getretenen Reform⸗ 
beſtrebungen nirgends höhere Ziele geſteckt, als gerade dort. 

Wenn in Oeſterreich der Ruf nach zeitgemäßen Reformen auf 
dem Gebiete der Berufsbildung für den politiſchen Verwaltungsdienſt 
über ein Jahrzehnt nicht mehr laut geworden iſt, ſo erklärt ſich dieſe 
Thatſache allerdings auch aus der nicht nur in Berufskreiſen herr— 
ſchenden Ueberzeugung von der totalen Erfolgloſigkeit jedweder in 
dieſer Richtung gegebenen Anregungen. Gewiß iſt es auf keinem Gebiete 
dem fortſchreitenden Zeitgeiſte ſchwieriger geworden, der im alten Geleiſe 
verharrenden Gewohnheit neue Inſtitutionen abzuringen, das Durch— 
drungenſein von der Trefflichkeit und Unabänderlichkeit der beſtehenden 
Einrichtungen und Gebräuche, ſowie der herrſchenden Zuſtände auf ein 
berechtigtes Maß zurückzuführen, als gerade im Mechanismus der civilen 
Staatsverwaltung. Allein die Zähigkeit des Widerſtandes beweiſt nicht 
deſſen Unüberwindbarkeit, ſondern bloß die Nothwendigkeit neuer und 
höherer Anſtrengungen. Von der Erzielung augenblicklicher Erfolge kann 
allerdings keine Rede ſein. Immerhin muß es ſchon als ein Schritt zum 
Beſſeren bezeichnet werden, wenn dem Bedürfniſſe nach Reformen, um 
welches es ſich hier handelt, zu allgemeiner Anerkennung verholfen 
wird. Jede noch ſo beſcheidene Anregung, jeder noch ſo ſchüchterne 
Verſuch, zur Löſung des vorliegenden Problems etwas beizutragen, 
wird vom Standpunkte des hier obwaltenden, eminent wichtigen öffent- 
lichen Intereſſes nur dankbar begrüßt werden müſſen. Die Frage, ob 


das Jahrhundert, an deſſen Schwelle wir bald herantreten, in der 
politiſchen Verwaltung Oeſterreichs eine Beamtenſchaft vorfinden werde, 
welche den großen ſocialpolitiſchen Aufgaben der Zukunft, ſoweit die 
Verwaltung zu ihrer Löſung mitberufen erſcheint, gewachſen iſt, ge— 
ſtaltet ſich von Tag zu Tag immer wichtiger und dringender. Jeder 
ernſter Denkende wird diefe Frage nicht von ſich weiſen können und 
einſehen, daß früher oder ſpäter doch einmal an ſie herangetreten 
werden muß. Beſſer früher, als ſpäter. 

Die Berufsbildung für den politiſchen Verwaltungsdienſt in 
Oeſterreich gliedert ſich in zwei, der Zeit nach aufeinander folgende 
Theile: die theoretiſche und die praktiſche Ausbildung. 

Ueber die Vortrefflichkeit der öſterreichiſchen Einrichtungen für die 
theoretiſche Ausbildung der Verwaltungsdienſt-Candidaten be— 
ſteht ſowohl zwiſchen den Theoretikern untereinander, als auch zwiſchen 
dieſen und den Praktikern keine Meinungsdifferenz.? Für die Forderung 
einer noch weitergehenden Berückſichtigung der ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Disciplinen laſſen ſich gewiß die triftigſten Gründe geltend machen, 
allein ihre Erfüllung iſt bei der Beſchränktheit des gegebenen Zeit— 
raumes, ohne Verkürzung der für die geiſtige Schulung und juriſtiſche 
Vorbildung nothwendigen rechtshiſtoriſchen Collegien, ſowie der für 
das gründliche Verſtändniß der Staatswiſſenſchaften unentbehrlichen, 
ohnehin auf das geringſte Maß beſchränkten judiciellen Lehrfächer, 
derzeit unmöglich. Die Stimmen der Fachleute ſind in der Hauptſache 
einig darüber, daß unſer juridiſches Facultätsſtudium in ſeiner gegen⸗ 
wärtigen Organiſation und Dauer bietet, was man vernünftiger Weiſe 
von ihm verlangen kann, und daß der angehende Verwaltungsbeamte 
hinreichende Gelegenheit in ihm findet, ſich die für ſeinen lünſ— 
tigen Beruf erforderliche theoretiſche Vorbildung anzueignen. Ver⸗ 
ſchieden hievon iſt jedoch die Frage, ob dieſe Vorbildung auch that— 
ſächlich erzielt werde. Die Antwort auf dieſe Frage fällt in der Mehr⸗ 
zahl der Fälle leider im verneinenden Sinne aus. Der nicht be— 
friedigende Erfolg der juriſtiſchen Studien iſt in den, anläßlich der 
Studienreform abgegebenen Gutachten der Profeſſorencollegien, der 
Gegenſtand einer ſich oft wiederholenden Klage. Die Urſachen desſelben 
liegen jedoch nicht in der Organiſation des juriſtiſchen Facultäts— 
ſtudiums, ſondern zum Theile bereits in unſerer Gymnaſtalorganiſation, 
vorwiegend aber in Umſtänden, welche ſich, wie z. B. der Mangel 
an wiſſenſchaftlicher Denkfähigkeit, an ſelbſtloſem Intereſſe für die 
Wiſſenſchaft als ſolche, durch Studienreformen wohl ſchwerlich werden 
beſeitigen laſſen. Mit der nicht ganz zureichenden theoreti— 
ſchen Vorbildung der meiſten in den politiſchen Verwaltungs— 
dienſt eintretenden Beamten wird man vorläufig wie mit einer ge— 
gebenen Thatſache rechnen müſſen, der gegenüber es gerathen erſcheinen 
dürfte, Einrichtungen zu ſchaffen, durch welche ihre nachtheiligen 
Wirkungen für den Staatsdienſt wieder paralyſirt werden. Die ſchwerſten 
Gebrechen unſeres Berufsbildungsſyſtems ſind übrigens nicht in dem 
theoretiſchen Theile desſelben, ſondern in der Praxis zu ſuchen. Die 
öſterreichiſchen Einrichtungen bezüglich der letzteren find längſt überholt, 
unzulänglich, geradezu ſchlecht. Während die Organiſation unſeres 
juridiſchen Facultätsſtudiums ſelbſt im Auslande als gut, ja muſter⸗ 
giltig anerkannt wird, iſt Oeſterreich in der Frage der praktiſchen 
Ausbildung ſeiner Verwaltungsbeamten, ſpeciell ſeinem deutſchen Nach⸗ 
bar gegenüber, um Jahrzehnte zurück. In der Praxis müſſen die Hebel 
zu Reformen angeſetzt werden. 


2 Gutachten und Anträge der rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultäten 
zur Reform der juriſtiſchen Studien. 

3 Freiherr von Lemayer ſpricht ſich über die bezüglichen, derzeit in 
Kraft ſtehenden öſterreichiſchen Einrichtungen wörtlich folgendermaßen aus: „Dieſen 
Einrichtungen fehlt ein leitendes Princip, ſie entbehren des Syſtems und Zuſammen⸗ 
hangs; die Anforderungen ſind, ſowohl was die zu ſchöpfende Praxis, als was 
die abzulegende Prüfung betrifft, zu gering, der Inhalt der Vorſchriften entſpricht 
nicht mehr dem heutigen Geiſte der Verwaltung, den geänderten Staatseinrichtungen, 
der für alle Lebensgebiete und nicht zum mindeſten für die ſtaatliche Verwaltung 
beſtehenden Forderungen erhöhter Wiſſenſchaftlichkeit, der Nothwendigkeit, hier wie 
überall auf dem Niveau des geiſtigen Fortſchrittes zu bleiben.“ — Hier ſei 
Anlaß zu einer durchgreifenden Reform geboten, welche das 
Requiſit der praktiſchen Erprobung für den Verwaltungsdienſt auf eine höhere 
Stufe rückte. — Im Einklange mit dieſem Urtheile eines hervorragenden Prakti⸗ 
kers befindet ſich das zur Studienreform erſtattete Gutachten der Lemberger 
Univerſität, in welchem es unter Anderem heißt: „Mag auch die juriſtiſche 
Studienordnung noch ſo trefflich fein und dem Studirenden die Möglichkeit ge⸗ 
währen, ſich eine vollkommene wiſſenſchaftliche Bildung anzueignen, Eines kann 
doch die Univerſität nicht bieten, das iſt die lebendige Anſchauung der Verhältniſſe, 
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Von Einrichtungen, welche die praktiſche Ausbildung 
für den Verwaltungsdienſt zum Ziele hätten, kann in Oeſterreich der- 
zeit überhaupt nicht geſprochen werden. Die kaiſ. Verordnung vom 
10. October 1854, Nr. 262 R.⸗G.⸗Bl., ſtatuirt zwar die Verpflich- 
tung zur Ablegung einer „praktiſchen“ Prüfung, allein wie und wo 
ſich der Candidat die Kenntniſſe, die er bei dieſer Prüfung zu erproben 
hat, verſchaffen ſoll, woher er die Zeit nehmen ſoll, ſich neben den 
Bureauarbeiten, welche ihn vom Anbeginne ſeiner praktiſchen Thätigkeit 
vollauf beanſpruchen, die Kenntniß „der beſtehenden öffentlichen Ein⸗ 
richtungen, ſo wie der dem politiſchen Beamten in allen Zweigen des 
Dienſtes zu wiſſen nöthigen Geſetze und Verordnungen“ anzueignen, 
darüber findet ſich nirgends eine Vorſchrift. Der praktiſchen Prüfung 
ſoll zwar eine mindeſtens einjährige, mit entſprechendem Fleiße zurück— 
zulegende Conceptspraxis vorausgehen, aber welches der Zweck der— 
ſelben ſei, wie fie eingerichtet, geleitet und überwacht werden müſſe, 
um dieſem Zwecke zu genügen, darüber findet ſich nirgends eine Vor⸗ 
ſchrift, und es iſt daher völlig unentſchieden, und dem Ermeſſen des 
betreffenden Chefs anheimgegeben, ob eine fleißige Verwendung bei dem⸗ 
jenigen Beamten anzunehmen ſei, welcher viele Zahlen erledigt, oder 
bei dem, welcher ſich ſeine Ausbildung angelegen ſein läßt. Zu der An— 
nahme, daß die Conceptspraxis ausſchließlich dem Zwecke der Aus⸗ 
bildung diene, berechtigt weder der Wortlaut der Prüfungsverordnung, 
noch die Handhabung und Auslegung ihrer Beſtimmungen durch die 
Praxis. Der junge Praktikant zühlt vom erſten Tage 
ſeines Eintrittes in den Dienſt als Arbeitskraft, und 
wohl ſchwerlich dürfte es einem Chef einfallen, ihn nur als Schüler 
anzuſehen und zu behandeln. Eine regelrechte gründliche Unterweiſung 
des jungen Beamten in der Behandlung der ihm anvertrauten Agenden 
iſt nirgends vorgeſchrieben, findet in Wirklichkeit nirgends ſtatt, ja 
ſie könnte in vielen Fällen gar nicht einmal ertheilt werden. Man 
geleitet den in den Dienſt Eintretenden ſofort zu ſeinem Schreibkiſche, 
zeigt ihm die Bücherkäſten und Druckſortenregale, und die ganze In— 
formation, die er über feine Dienſtesobliegenheiten empfängt, beſteht 
darin, daß er von einem etwas älteren, oft ſelbſt der Belehrung be— 
dürftigen Collegen in den Griffen und Kniffen des Hand— 
werks unterwieſen wird. Mit dieſem praktiſchen, und einem meiſt 
nur fadenſcheinigen theoretiſchen Wiſſen ausgeſtattet, tritt der politiſche 
Beamte an ſeine Lebensaufgabe heran. Seine Thätigkeit zerfällt nun⸗ 
mehr in zwei untereinander in gar keinem, oder doch nur äußerſt 
loſem Zuſammenhange ſtehende Hälften: die Aufarbeitung der zu— 
gewieſenen Geſchäftsſtücke, und die Vorbereitung für die praktiſche 
Prüfung. 

Selbſt den fleißigſten Candidaten wird im Anbeginne ſeiner 
Thätigkeit ein banges Geſühl von Unfähigkeit und Unwiſſenheit, von 


mit denen ſich die Rechtswiſſenſchaſt beſchäftigt. Nur zum Theile kann dies durch 
Beiſpiele aus dem Leben, welche jeder gute Lehrer in ſeine Vorträge aufnehmen 
wird, ſowie durch Pandektenpraktica erſetzt werden. Es fehlt immer die Actualität 
des Kampfes und der Intereſſen. Die richtige Auffaſſung und das Verſtändniß 
der vorgetragenen wiſſenſchaftlichen Sätze muß erſt das Leben geben. Thatſächlich 
iſt aber gegenwärtig durch die unzulängliche Praxis und die, jeder wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Grundlage entbehrenden praktiſchen Staatsprüfungen für den angehen⸗ 
den Beamten gar keine Anregung gegeben, ſich noch weiter wiſſenſchaftlich zu bilden. 
Hat er einmal ſeine theoretiſchen Staatsprüfungen glücklich überſtanden, ſo braucht 
er ſich um die Wiſſenſchaft nicht weiter zu kümmern, er beſteht ohne dieſen un⸗ 
nöthigen Ballaſt feine praktiſche Staatsprüfung und it nunmehr zu allen, auch 
den höchſten Stellen im Staatsdienſte befähigt. Dies iſt nicht nur für den Staats⸗ 
dienſt im hohen Grade ſchädlich, für den Befähigten und Strebſamen demorali- 
ſirend, weil auch der Unfähige ſeine praktiſche Staatsprüfung beſteht, ſondern 
auch für die Wiſſenſchaft ſchädlich, und erklärt wohl zur Genüge die Thatjache, 
warum in Heſterreich fo wenig Beamte fich hervorragend am literariſchen Leben 
betheiligen. Eine Aenderung etwa in der Richtung, wie ſie in Preußen auf Grund 
des Geſetzes vom 11. März 1879, betreffend die Befähigung für den höheren Ver⸗ 
waltungsdienſt, und vom 6. Mai 1879, betreffend die Befähigung zum höheren 
Juſtizdienſte, beſteht, wird nicht nur einen tüchtigen Beamtenſtand heranbilden, 
ſondern auch der Univerſität junge gebildete Leute zum Beſuche von Special⸗ 
collegien, zu tüchtigen Arbeiten in Seminarien zuführen. Das Profeſſorencollegium 
hat daher über Antrag des Prof. Dr. Kaſp arek einſtimmig beſchloſſen, das hohe 
k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht zu bitten, damit dasſelbe dahin wirke, 
daß die Beſtimmungen über die Praxis und die praktiſchen Staats⸗ 
prüfungen abgeändert werden. Die Praxis wäre in allen Zweigen des öffentlichen 
Dienſtes zu verlängern, in der praktiſchen Staatsprüfung wäre auch die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bildung des Candidaten in den verwandten Fächern theils durch 
schriftliche Arbeiten, theils im mündlichen Examen zu erproben. Diefen Prüfungen 
wären auch Profeſſoren der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultäten bei⸗ 
zuziehen. 


der gänzlichen Nutzloſigkeit der ſchönſten Theoreme der Verwaltungs⸗ 
lehre und Nationalökonomie beſchleichen. Vergebens ſucht er Rath und 
Auskunft bei ſeinem theoretiſchen Wiſſen. Dieſes ſchweigt beharrlich 
auf alle Fragen, welche ihm bei der Erledigung des einfachſten Falles 
aufſteigen werden. Er ſieht ſich genöthigt, die Hilfe ſeiner Collegen in 
Anſpruch zu nehmen, und dieſe bei jedem neuen oder anders liegenden 
Fall mit Anfragen zu behelligen. Nur in den ſeltenſten Fällen wird 
er Zeit und Muße finden, ſich ſelbſtſtandig über die Grundlagen feiner 
Amtsthätigkeit zu orientiren. Zumeiſt aber wird er, ſei es aus eigenem 
Antriebe, oder weil es von ihm gefordert wird, beſtrebt ſein, bald ein 
productiver Arbeiter zu werden, und fich zu dieſem Ende darauf be— 
ſchränken, bei jedem einzelnen Falle die Momente hervorzuſuchen, welche 
für die Wahl des Blanquets oder einer beſtimmten traditionellen Er— 
ledigungsform ausſchlaggebend ſind, oder er wird ſich, wenn die Sache 
nicht ganz klipp und klar liegt, auf die Suche nach einem — 
„Schimmel“ begeben. Daß bei dieſer Art der Einführung in die 
Praxis das ohnehin nicht ſehr ſtarke, ſcheinbar werthloſe theoretiſche 
Wiſſen von der, um eine Auskunſt nie verlegenen Routine bei Seite 
geſchoben, daß hiedurch dem unwiſſenſchaftlichen, unſelbſtſtändigen Ar: 
beiten, der Flachheit, Gedankenloſigkeit, dem oberflächlichen Nummern— 
erledigen, mit einem Worte dem bureaukratiſchen Schlen— 
drian Vorſchub geleiſtet wird, liegt auf der Hand. 

Das Mißverhältniß zwiſchen den dienſtlichen Anforderungen 
einer- und der praktiſchen Ausbildung anderſeits macht ſich am fühl— 
barſten bei jenen Beamten geltend, welche zum erſten Male in den 
Dienſt der Executive treten. Während es die Eintheilung des Dienſtes 
bei den Oberbehörden tüchtigen, ſtrebſamen Naturen immerhin ermöglicht, 
durch Selbſtſtudium und Belehrung in das Verſtändniß der Agenden 
und ihrer rechtlichen Grundlagen einzudringen, geſtaltet ſich dies im 
Dienſte der erſten Inſtanz bei der Eigenart der Geſchäfte, und der 
Dringlichkeit, mit welcher ſich das Gros derſelben abwickelt, zu ab— 
ſoluter Unmöglichkeit. Während der junge Praktikant bei der Statt— 
halterei in einer meiſt eng begrenzten Sphäre thätig iſt, erfordert die 
Executive die Bekanntſchaft mit allen, oder wenigſtens einem großen 
Theile der politiſchen Agenden. Gänzlich unvorbereitet, ohne die ge— 
ringſten brauchbaren Vorkenntniſſe tritt der junge Mann in den Dienſt 
der erſten Inſtanz. Gleichwohl ſoll er es ohne Weiteres verſtehen, 
eine Menge der heterogenſten Geſchäfte zu beſorgen, die zum Mindeſten 
eine gewiſſe Formenkenntniß erfordern, Geſchäfte, von denen er bis 
dahin kaum durch Hörenſagen etwas vernommen, und bei deren Er— 
ledigung er zumeiſt nicht einmal weiß, ob und welche geſetzlichen 
und normativen Beſtimmungen über den Gegenſtand exiſtiren, und wo 
er dieſe Beſtimmungen zu ſuchen hat. Er wird die ihm übertragenen 
Amtshandlungen wohl oder übel durchführen, er wird ſich vielleicht 
mit der Zeit in ſeinem Berufe zurechtfinden — ſich „einarbeiten“ — 
daß aber hiebei auf Koſten der behördlichen Autorität, der wünſchens— 
werthen Dringlichkeit und Correctheit in der Behandlung der Agenden 
manches Lehrgeld gezahlt werden muß, daß auf dieſe Weiſe der Zu— 
ſammenhang der Amtsthätigkeit mit den wiſſenſchaftlichen Grundlagen 
verloren geht, die Entwicklung zu bloßen Routiniers geradezu erzwungen 
wird, daß die im Drange der Geſchäfte angenommene Art zu 
ſchleudern zu einer Gewohnheit wird, welche vor jedem Sichvertiefen 
in den Gegenſtand vielleicht zeiklebens zurückſchreckt, daß mit einem 
Worte die bisher übliche ziel- und planloſe Verwendung der jungen 
Verwaltungsbeamten ſchwere Schäden im Gefolge hat, die meiſt nie 
wieder gut zu machen find, bedarſ wohl keiner Beweiſe. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Beurtheilung der Frage des Verluſtes der Unbeſcholtenheit in 
Rückſicht auf die Ausweiſung eines Auswärtigen aus dem Gemeinde⸗ 
{ gebiete. 
Bei einer Verurtheilung wegen des Vergebens der Crida nach § 486 
St.⸗G. kann nur nach der Natur des einzelnen Falles beurtheilt 
werden, ob der Verurtheilte die Unbeſcholtenheit des Lebenswandels 
verloren habe. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 16. Jänner 1899 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde de präs. 


14. December 1898, 3. 411 R.⸗G., des Leopold Hübſcher, Kauf— 
mannes in Schüttenhofen, durch Dr. Ludwig Bendiener in Prag, 
wider die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
15. November 1898, 3. 37.250, wegen Verletzung des Rechtes der 
Freizügigkeit und des freien Aufenthaltes, zu Recht erkannt: 

Durch die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums des Innern vom 
15. November 1898, Nr. 37.250, mit welcher die in Betreff der 
Ausweiſung des Beſchwerdeführers aus Schüttenhofen conforme Ent⸗ 
ſcheidung der k. k. Statthalterei in Prag vom 9. September 1898, 
3. 138.186, beſtätigt wurde, iſt das durch die Artikel 4 und 6 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, 
gewährleiſtete politiſche Recht der Freizügigkeit und des freien Aufent- 
haltes verletzt worden. 

Gründe: Der Beſchwerdeführer iſt mit dem Erkenntniſſe des 
Stadtrathes der Stadt Schüttenhofen von der Stadtgemeinde Schütten⸗ 
hofen mit der Begründung ausgewieſen worden, daß er mit dem Urtheile 
des k. k. Kreisgerichtes in Piſek vom 27. December 1895, Z. 6548, 
wegen Vergehens der Crida nach $ 486 St.-G. zum Arreſte von 
zehn Tagen, verſchärft durch zwei Faſten, verurtheilt worden iſt. Das 
Erkenntniß des Stadtrathes in Schüttenhofen wurde mit der Ent— 
ſcheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Schüttenhofen vom 
7. Mai 1898, 3. 1836, beſtätigt. In Folge Recurſes des Beſchwerde⸗ 
führers wurde mit der Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Prag 
vom 9. September 1898, Nr. 13.186, der Beſcheid der k. k. Bezirks 
hauptmannſchaft vom 7. Mai 1898, 3. 1836, ſoweit ſich derſelbe auf 
ſeine Familie erſtreckte, außer Kraft geſetzt, in Betreff ſeiner Perſon aber 
beſtätigt. Gegen dieſe Entſcheidung hat der Beſchwerdeführer an das 
k. k. Miniſterium des Innern recurrirt, wurde aber mit dem Erlaſſe 
vom 15. November 1898 abgewieſen. 

Gegen dieſen Erlaß führt er Beſchwerde beim k. k. Reichsgerichte 
wegen Verletzung der Artikel 4 und 6 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142. Sowie die Ausweiſung 
ſeiner Perſon nach ſeiner Anſicht mit dieſen Artikeln im Widerſpruche 
ſteht, widerſpricht fie auch dem 8 12 des Geſetzes vom 5. März 1862, 
N.⸗G.⸗Bl. Nr. 116. Vermöge der letzteren Norm darf eine Gemeinde 
Demjenigen, welcher ſich über ſeine Heimatsberechtigung ausweiſt, den 
Aufenthalt in ihrem Gebiete nicht verweigern. Die Ausnahmen nach 
$ 11 der böhmiſchen Gemeindeordnung liegen in dieſem Falle nach 
der Rechtsüberzeugung des Beſchwerdeführers nicht vor. Nach § 11 
der böhmiſchen Gemeindeordnung kann eine Gemeinde einem Aus— 
wärtigen den Aufenthalt nur dann verwehren, wenn er aufhört, einen 
unbeſcholtenen Lebenswandel zu führen. Dieſe Vorausſetzung iſt jedoch 
nicht vorhanden, wenn auch der Beſchwerdeführer des Vergehens der 
Crida nach § 486 St.⸗G. ſchuldig erkannt worden iſt. Die Gemeinde- 
ordnung konnte unmöglich die Intention haben, die Geſtattung einer 
Ausweiſung in Folge einer jeden ſtrafbaren Handlung eintreten zu 
laſſen; ſonſt könnte die unbedeutendſte Polizeiübertretung von Seite 
eines Auswärtigen zur Ausweiſung desſelben von der Gemeinde be= 
nützt werden. Das Vergehen der Crida insbeſondere kann nicht in 
die Kategorie der den Verluſt der Unbeſcholtenheit herbeiführen⸗ 
den ſtrafbaren Handlungen gehören. In der Strafgeſetznovelle vom 
15. November 1867, Nr. 131 R.⸗G.⸗Bl., wird es unter den daſelbſt 
taxativ aufgeführten ſtrafbaren Handlungen, die ehrenrechtliche Folgen 
nach ſich ziehen, nicht genannt, auch in der Gemeindewahlordnung 
wird bei der tarativen Aufzählung der ſtrafbaren Handlungen, welche 
den Verluſt des Wahlrechtes nach ſich ziehen, des Vergehens der 
Crida keine Erwähnung gemacht. Ebenſowenig iſt dieſes Vergehen 
nach § 486 St.⸗G. unter den im § 1 und § 2 des Geſetzes vom 
27. Juli 1871, Nr. 88 R.⸗G.⸗Bl., taxativ aufgezählten Fällen, 
welche die polizeiliche Abſchaffung und Abſchiebung nach ſich ziehen, 
zu finden. Es muß alſo angenommen werden, daß das Vergehen 
der Crida an und für ſich den Verluſt der Unbeſcholtenheit nicht 
involvirt und daß ſomit für die Ausweiſung hier die 8 11 der 
böhmiſchen Gemeindeordnung implicite ausgeſprochene Bedingung 
nicht vorliegt, und zwar umſoweniger, als die Folgen der ſtraf— 
gerichtlichen Verurtheilung bereits mit dem Ablaufe einer Jahres- 
friſt nach dieſer Verurtheilung im Sinne des Geſetzes vom 
15. November 1867 erloſchen ſind. Selbſt aber, wenn angenommen 
wird, daß bei Beurtheilung, ob in einer ſtrafbaren Handlung die Be— 
dingungen für die Ausweiſung nach § 11 des letzteitirten Geſetzes 
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vorliegen, die Entſcheidung von Fall zu Fall dem billigen objectiv 
Ermeſſen der competenten Behörde überlaſſen iſt, kann die Ausweiſu 
in Folge der Verurtheilung wegen Crida bei billigem Ermeſſen aller 
Umſtände nicht als gegeben angeſehen werden. Der der Verurtheilung 
zu Grunde liegende Thatbeſtand, die wegen mehrerer Milderungs⸗ 
umſtände erfolgte Bemeſſung der Strafe unter dem geſetzlichen Maße, 
das bei dieſer Gelegenheit von der Gemeinde ertheilte glänzende Leu— 
mundszeugniß ſprechen dagegen. Das Reichsgericht hat auch in einem 
für den Betheiligten gravirenderen Falle den Verluſt der Unbeſcholten⸗ 
heit nicht als vorhanden angenommen (Erkenntniß vom 10. Juli 1895, 
3. 169, Samml. Nr. 705). Der Beſchwerdeführer beruft ji) noch 
darauf, daß er ſeit ſeiner Verurtheilung bis zur Ausweiſung, alſo 
durch volle drei Jahre, ſeinem Erwerbe in Schüttenhofen ganz un— 
beanſtändet nachgegangen iſt und einen makelloſen Lebenswandel ge— 
führt hat und ſtellt ſonach das Petit um das Erkenntniß: Durch den 
Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 15. November 1898, 
3. 37.250, mit welchem die mit den Entſcheidungen der unteren zwei 
Inſtanzen betreffs der Ausweiſung des Beſchwerdeführers aus Schütten- 
hofen conforme Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Prag vom 
9. September 1898, 3. 138.186, beſtätigt wurde, ſei das durch die 
Artikel 4 und 6 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſtete politiſche Recht der Freizügigkeit 
und des freien Aufenthaltes verletzt worden. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung von folgenden 
Erwägungen ausgegangen: 

Eine Verurtheilung wegen des Vergehens des § 486 St.-G. 
wird zwar in vielen Fällen zum Verluſte der Unbeſcholtenheit führen, 
da aber nach dem Geſetze dieſe Folge mit dem Vergehen des $ 486 St.-G. 
nicht allgemein und ausnahmslos verknüpft ift, ſo kann nur nach der 
Natur des einzelnen Falles beurtheilt werden, ob die Unbeſcholten— 
heit in demſelben verloren gegangen iſt. 

Durch die Einſicht der Adminiſtrativacten und des denſelben an— 
geſchloſſenen Strafurtheiles ſammt Entſcheidungsgründen und nach der 
heutigen Verhandlung hat ſich aber ergeben, daß die Natur des Falles 
von ſolcher Art war, daß man nicht die Ueberzeugung gewinnt, daß der 
Beſchwerdeführer die Unbeſcholtenheit des Lebenswandels verloren habe. 

Insbeſondere aus dein geringen Ausmaße der verhängten Strafe 
und aus dem von der Gegenſeite nicht widerſprochenen Umſtande, daß 


der Beſchwerdeführer ſeit ſeiner Beſtrafung, alſo durch zwei Jabre, 


in der Gemeinde Schüttenhofen feiner Erwerbsthätigkeit unbeanſtändet 

nachging und ebenſo wie feine Familie einen vollſtändig makelloſen Lebens- 

wandel führte, läßt ſich ſeine Ausweiſung als unbegründet erſcheinen. 
Der Beſchwerde mußte demnach ſtattgegeben werden. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 16. Jänner 1899, 3. 4.) 


Auf Apotheken kann die Execution durch Zwangsverwaltung oder 

durch Verpachtung ohne Rückſicht auf den Alleinbetrieb oder auf 

die Zahl der Hilfsarbeiter geführt werden (§§ 251, 3. 9 und 
341 E.⸗O.). 

Der erſte Richter hat dem Begehren des betreibenden Gläubigers 
um Bewilligung der Zwangsverwaltung des vom Verpflichteten mit 
zwei Hilfsarbeitern betriebenen Apothekergewerbes wegen Abgauges der 
Vorausſetzungen des $ 341 E.⸗O. keine Folge gegeben. 

Das Recursgericht hat in Abänderung des erſtrichterlichen 
abweiſenden Beſcheides dem Begehren ſtattgegeben, weil die Gewerbe— 
ordnung auf Apothekergewerbe keine Anwendung findet, und die im 
erſten Abſatze des 8 341 E.⸗O. enthaltene Einſchränkung für ſolche 
Betriebe nicht gilt. 

Der Oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 31. Auguſt 
1898, Z. 11.286, den Beſchluß des Recursgerichtes beſtätigt, und 
zwar aus folgenden Erwägungen: Wird die im zweiten Satze des 
erſten Abſatzes des 8 341 E.⸗O. enthaltene Beſtimmung der im 
vorangehenden Satze ausgedrückten allgemeinen Regel gegenüber gehalten, 
ſo muß daraus gefolgert werden, daß im zweiten Satze des erſten 
Abſatzes des citirten Paragraphen nur jene Gewerbe von der Regel 
des erſten Satzes, unter den dort feſtgeſetzten VBorausfegungen, aus— 
geſchloſſen werden wollten, welche in der gegenwärtig beſtehenden 


Geſetzgebung gerade jene beſtimmten Bezeichnungen, nämlich „hand— 
werksmäßig“ oder „conceſſionirt“ führen. 

Die Gewerbeordnung iſt nun allein dasjenige Geſetz, welches 
die Begriffe „handwerksmäßige“ und „conceſſionirte“ Gewerbe feſt⸗ 
zuſtellen beſtimmt ift, und welches fie auch thatſächlich, und zwar auf 
eine ſolche Art feſtgeſtellt hat, daß es, ſei es im Geſetze ſelbſt, ſei 
es in den nach Zulaß desſelben ergangenen bezüglichen Verordnungen, 
dieſelben namentlich und ausdrücklich als handwerksmäßige bezeichnet 
oder als conceſſionirt erklärt. 

Wenn auch andere gewerbliche Unternehmungen und Handels— 
betriebe beſtehen, deren Ausübung dem Unternehmer nicht freigeſtellt 
iſt, ſo können jene Bezeichnungen auf dieſelben nicht übertragen 
werden, weil eben nur beſtimmte Unternehmungen als ſolche geſetzlich 
bezeichnet werden. 

Der Betrieb einer Apotheke wird nun geſetzlich nirgends als ein 
conceſſionirtes, geſchweige denn als ein handwerksmäßiges Gewerbe 
bezeichnet. Die im erſten Abſatze des 8 341 E.⸗O. ſtatuirte Ausnahme 
kann deßhalb auf dieſes Gewerbe nicht zur Anwendung gelangen, und 
der recurrirte Beſchluß erſcheint deshalb gerechtfertigt. 

B. V. Bl. d. J. M.) 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der Statthalterei in Trieft Joh. 
Folie und dem Ober-Ingenieur der Seebehörde in Trieſt Alfred Ritter v. 
Purſchka das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel eines Central⸗Inſpectors bekleideten 
Ober⸗Inſpector der öſterr. Staatsbahnen Karl Paſcher zum Sectionsrathe im 
Eiſenbahnminiſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Oberrechnungsrath Joſef Kiesling zum Ned: 
nungsdirector bei der Statthalterei in Wien ernannt. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Oberberg: 
rathes bekleideten Bergrath und Vorſtand der Salinen-Verwaltung Hallſtatt 
Bartholomäus Hutter zum Oberbergrathe in der VI. Rangsclaſſe ernannt und 
dem Bergrathe und Vorſtande der Salinenverwaltung Iſchl Karl Baltz Edlen 
v. Balzberg den Titel und Charakter eines Oberbergrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den mit dem Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath Jakob von Kuhacevich zum Oberfinanzrathe 
extra statum, den Finanz⸗Oberinſpector Dominik Rottini und die Finanz⸗ 
räthe Georg Sablich und Franz Jeluſié zu Oberfinanzräthen bei der küſten— 
ländiſchen Finanzdirection, ſowie die Finanzräthe Simon Goritſchnigg und 
Karl Lohwaſſer zu Oberfinanzräthen bei der Finanz⸗Landesdirection in Graz 
ernannt und den Finanz⸗Obercommiſſär der Finanz⸗Bezirksdirection in Graz Franz 
Ritter von Steinitz den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Finanz-Oberinſpector Dr. Olivier Freiherrn v. 
Kober zum Oberfinanzrathe und Hauptzollamtsdirector in Trieſt ernannt. 

Dem mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten Ober⸗ 
finanzrathe und Finanz-Bezirksdirector in Graz Johann Gauby, ſowie dem 
mit dem Titel und Charakter eines Hoſrathes bekleideten Oberfinanzrathe und 
Vorſtande der Steueradminiſtration in Trieſt Rudolf Lyro wurde anläßlich der 
Verſetzung in den Ruheſtand der Ausdruck der Allerhöchſten Zufriedenheit bekannt⸗ 
gegeben. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirks⸗Obercommiſſär in Tepl Adolf Schreil 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Bezirks: 
hauptmannes verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſtmeifter Adolf Wiltſch, Joſef 
Krommer, Karl Hetper, Friedrich Kluſiok, Heinrich Karl, Richard 
Kopezky, Kaſimir Acht und Cyrill Kochanowski zu Forſträthen ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Marktſcheider Johann Nemeded in Pribram 
zum Hauptcaſſier und den Rechnungsofficial des Ackerbauminiſteriums Joſef 
Poſpisil zum Hauptcaſſe⸗Controlor bei der Bergdirection in Pribram ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Statthalterei⸗Concipiſten Ludwig Leon zum 
Miniſterial⸗Concipiſten im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der Eiſenbahnminiſter hat die Miniſterial-⸗Viceſecretäre Sigmund Sonnen⸗ 
ſchein und Dr. Theobald Pollak zu Minifteral-Secretären und die Miniſterial⸗ 
Concipiſten Dr. Otto Spängler und Dr. Victor Hnidey zu Miniſterial⸗Vice⸗ 
ſecretären ernannt. 


Erledigungen. 


3 Bezirksſecretärſtellen in der X. Rangsclaſſe, eventuell 3 Statt 
halterei-Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe in Böhmen bis 26. April 
1899. (Amtsblatt Nr. 81.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshoſes als Beilagen: 
Bogen 15 und 16 der Erkeuntniſſe, finanz. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 
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